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(Nr. 14128.) Geſetz zur Abänderung der Umlegungsordnung vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. 
S. 453). Vom 21. April 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 
Die SS 1 bis 10 der Umlegungsordnung vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 453) 
werden aufgehoben. 
Artikel 2 
An die Stelle der nach Artikel 1 aufgehobenen Beſtimmungen treten folgende Vorſchriften: 


§ 1. 

(1) Die vermengt liegenden oder unwirtſchaftlich geſtalteten Grundſtücke ver⸗ 
ſchiedener Eigentümer einer oder mehrerer ganzer Feldmarken oder eines Teiles oder 
mehrerer Teile von Feldmarken können zur beſſeren Bewirtſchaftung umgelegt werden, 
wenn davon eine erhebliche Verbeſſerung der Landeskultur zu erwarten iſt. 

(2) Einzelne Grundſtücke einer anderen Feldmark können mit umgelegt werden, 
wenn es für die Zwecke des Verfahrens, insbeſondere zur Herſtellung wirtſchaftlich zweck⸗ 
mäßiger Grenzen, Wege, Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen, zur Verbeſſerung 
der Vorflut oder zur Verbeſſerung der Planlage nötig iſt. 

(3) Bei ländlichen Ortſchaften kann die Ortslage oder ein Teil der Ortslage zum 
Verfahren gezogen werden. 

82. 

Wenn durch die Anlage von Kanälen, Deichen, Staubecken, Eiſenbahnen, Wegen, 
durch Verlegung oder Durchbruch von Waſſerläufen oder durch ähnliche Maßnahmen 
oder Ereigniſſe Nachteile für die Landeskultur entſtehen oder entſtanden ſind, kann die 
Umlegung auf die durch die Anlage oder die Ereigniſſe betroffenen und diejenigen Grund⸗ 
ſtücke beſchränkt werden, die zur Erzielung einer wirtſchaftlich zweckmäßigen Planung im 
Umlegungsbezirk zugezogen werden müſſen. 


88. 

() Hält der Oberpräſident (Landeskulturabteilung) die in den SS 1 und 2 genannten 
Vorausſetzungen für gegeben, ſo kann er den Kulturamtsvorſteher mit der Vorbereitung 
der Umlegung beauftragen. 

(2) Der Kulturamtsvorſteher hat die Abſicht der Umlegung unter Anführung der 
Gründe und des Zweckes in allen Gemeinden, in denen beteiligte Grundſtücke liegen, in 
ortsüblicher Weiſe öffentlich bekanntzumachen mit dem Hinweiſe, daß Einwendungen von 
den Beteiligten bis längſtens drei Wochen nach erfolgter öffentlicher Bekanntmachung bei 
dem Kulturamtsvorſteher ſchriftlich oder zu Protokoll erhoben werden können. 


SA. 
() Über die erhobenen Einwendungen hat der Oberpräſident (Landeskulturabtei⸗ 
lung) den Landesbauernführer und bei Einbeziehung der Ortslage auch den Gemeinde⸗ 
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leiter unter Bekanntgabe des Umlegungsbezirkes und der Vorausſetzungen und der 
Gründe der Umlegung zu hören. 

(2) Nach Abſchluß der Verhandlungen ſtellt der Oberpräſident (Landeskultur⸗ 
abteilung) den Umlegungsbezirk durch Beſchluß feſt und ordnet die Durchführung der 
Umlegung an. Der Beſchluß iſt zu begründen und in allen Gemeinden, in denen be⸗ 
teiligte Grundſtücke liegen, in ortsüblicher Weiſe öffentlich bekanntzumachen. 

(3) Wird im Laufe des Umlegungsverfahrens eine Anderung des Umlegungsbezirkes 
notwendig, ſo kann ſie von dem Oberpräſidenten (Landeskulturabteilung) durch be⸗ 
gründeten Beſchluß angeordnet werden, der ebenfalls öffentlich bekanntzumachen it. 


§ 5. 

Das Eigentum an Gebäuden, Seen, Fiſchteichen, Lehm⸗, Sand⸗, Kies⸗, Kalk⸗, 
Mergelgruben und Steinbrüchen, ferner an Foſſilien und gewerblichen Anlagen ſowie an 
Mineralquellen, Denkmälern und Familiengräbern kann nur mit Zuſtimmung ihres 
Eigentümers umgelegt werden. 

Artikel 38. 
§ 24 der Umlegungsordnung vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 453) erhält folgen- 
den Abſ. 3: 5 

(3) Wird eine Umlegung auf Grund des $ 2 durchgeführt, ſo hat der Unternehmer 
der Anlagen die durch das Umlegungsverfahren entſtehenden Koſten einſchließlich der 
Neben⸗ und Folgeeinrichtungskoſten zu tragen, ſoweit die Umlegung dazu dient, die durch 
die Anlagen hervorgerufenen Nachteile zu beſeitigen oder zu mildern. 


a Artikel 4. 
Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen wird, die durch dieſes Geſetz aufgehoben oder 
geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 


Artikel 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Artikel 6. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Landwirtſchaftsminiſter beauftragt. 


Berlin, den 9. April 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Darre. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 21. April 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


2 Göring. 


(Nr. 14129.) Geſetz über den Übergang von Zuſtändigkeiten der Mitgliederverſammlung der Zahn⸗ 
N ärztekammer auf den Vorſtand dieſer Kammer und über die Bildung des Zahnärzte⸗ 
kammervorſtandes. Vom 25. April 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Übergang von Zuſtändigkeiten der Mitgliederverſammlung der Zahnärztekammer auf den 
Vorſtand dieſer Kammer. 


ee 
Die Zuſtändigkeiten der Mitgliederverſammlung der Zahnärztekammer gehen auf den Vor⸗ 
ſtand dieſer Kammer über. == 
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8 2. 

() Der Vorſitzende der Zahnärztekammer kann die Mitgliederverſammlung zur Erörterung 
von Angelegenheiten einberufen, die zum Geſchäftskreis der Zahnärztekammer gehören. Eine 
Beſchlußfaſſung der Zahnärztekammer findet nicht ſtatt. 

(2) Die Verpflichtung des Vorſitzenden der Zahnärztekammer, in den Fällen des § 36 Abſ. 2 
des Geſetzes über die Zahnärztekammer vom 17. April 1923 (Geſetzſamml. S. 111) die Mitglieder⸗ 
verſammlung einzuberufen, wird aufgehoben. 


8 8. 

Angelegenheiten, für die bisher die Mitgliederverſammlung der Zahnärztekammer zuſtändig 
war, darf der Kammervorſtand nur erledigen, wenn ſie bei ſeiner Einberufung als Gegenſtand 
der Tagesordnung bezeichnet waren. Für Beſchlüſſe gilt in allen Fällen der § 35 Abſ. 1 und 
Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes über die Zahnärztekammer. 


8 4 
Soweit Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung der Zahnärztekammer nach den bisherigen 
Vorſchriften einer Genehmigung bedürfen, gilt dies auch für die vom Kammervorſtand gemäß 
§ 1 gefaßten Beſchlüſſe gleicher Art. 


Bildung des Zahnärztekammervorſtandes. 
$ 5. 


(1) Am 1. April 1934 erliſcht das Amt der Mitglieder des Zahnärztekammervorſtandes und 
ihrer Stellvertreter. 


(2) Von dieſem Tage ab beſteht der Vorſtand der Zahnärztekammer aus einem Vorſitzenden 
und mindeſtens vier, höchſtens zehn Mitgliedern. Der Miniſter des Innern ernennt den Vor⸗ 
ſitzenden und ſeinen Stellvertreter. Der Vorſitzende ernennt die übrigen Mitglieder und für jedes 
von ihnen einen oder mehrere Stellvertreter. Die Ernennungen erfolgen für die Amtsdauer 
der jetzigen Zahnärztekammer. Die Mitglieder des Zahnärztekammervorſtandes und ihre Stell⸗ 
vertreter brauchen nicht der Zahnärztekammer als Mitglieder oder Stellvertreter anzugehören, 
ſie müſſen aber den Vorausſetzungen genügen, unter denen ein Zahnarzt nach § 7 des Geſetzes 
über die Zahnärztekammer zu dieſer Kammer wählbar iſt. 


Schlußvorſchriften. 

5 6. 

Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Be⸗ 
ſtimmungen. 

9 7. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 13. März 1934. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem 
die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 25. April 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


\ 
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(Nr. 14130.) Geſetz über die Neuregelung der ſtaatlichen Aufſicht über die Amtsführung der Standes⸗ 
beamten. Vom 3. Mai 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
d § 1. 
8 154 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) erhält folgende 
Faſſung: N 

() Die ſtaatliche Aufſicht über die Amtsführung der Standesbeamten in der 
Hauptſtadt Berlin wird von dem Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin, in höherer 
Inſtanz von dem Miniſter des Innern, in den übrigen Städten, die einem Landkreiſe 
nicht angehören, von dem Regierungspräſidenten, in höherer Inſtanz von dem Miniſter 
des Innern, in den anderen Gemeinden und in den Gutsbezirken von dem Landrat, 
in höherer Inſtanz von dem Regierungspräſidenten und dem Miniſter des Innern 
geführt. 

(2) Die Entſchädigung für die Wahrnehmung der Geſchäfte des Standesbeamten 
wird in den Fällen des § 7 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes vom 6. Februar 1875 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 23) in den Stadtgemeinden, die einem Landkreiſe nicht angehören, durch 
den Oberbürgermeiſter, in den übrigen Gemeinden durch den Landrat feſtgeſetzt. 
Beſchwerden über die Feſtſetzung ſind in beiden Fällen innerhalb zweier Wochen bei 
dem Regierungspräſidenten, in Berlin bei dem Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin, 
anzubringen. Der Regierungspräſident und der Staatskommiſſar der Hauptſtadt 
Berlin entſcheiden endgültig. 

§ 2. g 
Das Geſetz tritt mit dem 1. Mai 1934 in Kraft. . 
Berlin, den 30. April 1934. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem 
die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 3. Mai 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring 


(Nr. 14131.) Bekanntmachung, betr. Außerkrafttreten der Beſtimmungen über die preußiſche Schlacht⸗ 
i ſteuer. Vom 18. April 1934. 

Mit Wirkung vom 1. Mai 1934 treten das von der Reichsregierung beſchloſſene Schlacht⸗ 
ſteuergeſetz vom 24. März 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 238) und die dazu von dem Reichsminiſter 
der Finanzen erlaſſene Verordnung zur Durchführung des Schlachtſteuergeſetzes vom 29. März 
1934 (Reichszollblatt, Ausgabe A S. 215) in Kraft. 

Mit Wirkung vom gleichen Tage tritt das Preußiſche Schlachtſteuergeſetz in der Faſſung vom 
27. November 1933 (Geſetzſamml. S. 409) mit den Durchführungsbeſtimmungen vom 27. November 
1933 (FM Bl. S. 198) und den Zweiten Durchführungsbeſtimmungen vom 5. Dezember 1933 
(Geſetzſamml. S. 419) außer Kraft. 


Berlin, den 18. April 1934. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 
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